
Die hessischen Städte aus geographischer Sicht 
Jürgen Leib 

1. Vorbemerkungen 

Das Deutsche Grundgesetz und die Hessische Verfassung sprechen nur von 
Gemeinde. Die rechtliche Position der hessischen Städte wird in der Hessi- 
schen Gemeindeordnung (HGO) geregelt. Auch sie geht von der Rechts- 
gleichheit aller Gemeinden aus, und zwar ohne Rücksicht auf deren W&, 
Struktur, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Merkmale. 9 13 HG0 be- 
stimmt, da6 die Bezeichnung ,,Stadtbb von den Gemeinden geführt werden 
darf, ,,denen diese Bezeichnung nach bisherigem Recht zustehtbb. Außerdem 
sieht dieser Paragraph vor, da6 die Landesregierung die Bezeichnung Stadt 
an Gemeinden verleihen kann, ,,die nach Einwohnerzahl, Siedlungsform 
und Wirtschaftsverhältnissen städtisches Gepräge tragen". Auch aus dieser 
unpräzisen Formulierung läßt sich kein Rechtsbegriff entwickeln. Da6 die 
HG0 auch kreisfreie Städte kennt (Darmstadt, Frankfurt, Kassel, Offenbach 
und Wiesbaden), erinnert noch an einen rechtlichen Restbestand früherer 
Funktionsunterschiede zwischen Stadt und ,flachem Land". Die kreisfreien 
Städte sind vor allem aus dem Lastenausgleichsverband der Landkreise her- 
ausgenommen, weisen aber ansonsten keine rechtlichen Besonderheiten von 
Bedeutung auf (vgl. Nouvortne 1970). 

Dennoch beschäftigt sich einerseits eine gro& Zahl von wissenschaftli- 
chen Disziplinen mit der Stadt als Forschungsgegenstand, so z.B. die De- 
mographie, Geographie, Geschichts-, Kornmunalwissenschaft, Ökologie, 
Psychologie, Rechts-, Wirtschaftswissenschaft und Statistik. Andererseits 
verbindet fast jeder gewisse, wenn auch vage Vorstellungen mit dem Begriff 
Urbanität im Sinne von Gesamtheit der Qualitäten, die städtisches, v.a. groß- 
städtisches Leben, insbesondere das Wesen einer städtischen Siedlung in ge- 
sellscha€tlicher und kultureller Hinsicht ausmachen. Natürlich spielt auch 
die Tradition eine nicht unerhebliche Roile, indem in vielen Bereichen noch 
immer zwischen Dorf und Stadt, ländlichen und städtischen Räumen unter- 
schieden wird. Wie veraltet freilich solche Denkweisen sind, läßt sich an- 
hand von zwei Beispielen veranschaulichen: Welche Unterschiede bestehen 
z.B. zwischen der Gemeinde Heuchelheim und der Stadt Lollar? Welche Ge- 
meinsamkeiten weisen etwa die Städte Frankfurt (knapp 650.000 Ew.) und 
Schwarzenborn (ca. 1.300 Ew.) auf? 
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Abb. 1: Hessische Städte (Gemeinden mit Stadtrecht) 1998 



2. Hauptmerkmale der Stadt aus geographischer Sicht 

Nachfolgend genannte demographische, sozioökonomische, stdtureile 
und funktionale Hauptmerkmale, die alle oder wenigstens zum groflen Teil 
zutreffen sollten, werden in der Geographie üblicherweise zur Kennzeich- 
nung und Definition der deutschen Stadt der Gegenwart benutzt bzw. kön- 
nen herangezogen werden, um städtisches Lebenl'rbanität zu charakteri- 
sieren und zu quantifizieren ( vgl. Hofmeister 1993). 

Die Stadt hat eine im Vergleich zu nichtstädtischen Siedlungen größere 
Einwohnerzahl, die auf frühere Land-Stadt-Migrationen zurückgeht. Die 
Stadtbevöikerung ist in soziale Gruppen und Schichten gegliedert und 
weist überdurchschnittliche Anteile von Einpersonenhaushalten und 
Kleinfamilien auf. 
m i s c h  ist eine relativ geschlossene Siedlungsform mit hoher Bevölke- 
rungs-, Bebauungs-, Wohnstätten- und Arbeitsplatzdichte. 
In ihr ist eine große Zahl von Arbeitsstätten und Beschäftigten des Se- 
kundären und vor allem des Tertiären Wirtschaftssektors konzentriert. 
Sie besitzt zentralörtliche Funktionen für das Umland, und sie versorgt 
dieses aufgrund ihres Bedeutungsüberschusses mit Waren, Dienstleistun- 
gen und Arbeitsplätzen. 
Eine mit wachsender Größe zunehmende Multifunktionalität ist charak- 
teristisch. Sie geht einher mit stark arbeitsteiliger Wirtschaft, einem breit 
gefächerten Berufsspektnun ihrer Einwohner im Sekundären, insbeson- 
dere aber im Tertiären Sektor und einer hohen Einwohner-Arbeitsplatz- 
Dichte. 
Sie bündelt den regionalen, z.T. auch den überregionalen Verkehr. 
Kennzeichnend ist ein mit wachsender Einwohnerzahl zunehmender 
Grad der inneren Differenzierung. Diese findet vor allem in der Ausbil- 
dung von Stadtvierteln ihren Niederschlag, die sich hinsichtlich Genese, 
Struktur oder Funktion unterscheiden. 
In der Stadt hat der Mensch die Umgestaltung der Naturlandschaft am 
weitesten vorangetrieben, u.a. mit positiven und negativen Konsequen- 
zen für ihn selbst. 

Im folgenden sollen die hessischen Städte darauniin überprüft werden, ob 
und in welchem Umfang sie einige der vorgenannten Merkmale erfüllen, 
d.h. inwieweit man sie als Städte im geographischen Sinne bezeichnen kann. 
Das Ergebnis ist die Unterscheidung zwischen Stadtfunktions-Siedlungen, 
also Städte im geographischen Sinne und (bloßen) Stadttitel-Gemeinden, die 
aus geographischer Sicht nicht als Städte gelten können (Kap. 5), sowie eine 
Rangfolge der hessischen Städte (Kap. 6). Auf regionale Differenzierungen 
wird ebenfalls eingegangen. 
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In die Betrachtung einbezogen werden 186 Kommunen, die im Jahre 1998 
die Bezeichnung Stadt führen (s. Abb. 1). Dabei spielt es keine Rolle, ob die- 
ser mtel auf z.T. über 800 Jahre alte Stadtrechte zurückgeht (z.B. Bad Hers- 
feld, Frankfurt, Fulda, Gelnhausen, Wetzlar) oder ob er erst in den letzten 50 
Jahren von der Hessischen Landesregierung verliehen wurde, zuletzt 1993 
an Weiterstadt. Tab. 1 zeigt, da6 zwar über die Hälfte der Siedlungen das 
Stadtrecht in den rund 200 Jahren zwischen 1180 und 1378 erhielt, dai3 die 
Zeit nach 1945 mit einem Anteil von fast 20% aber die relativ meisten Stadt- 
rechtsverleihungen aufweist. 

Tab. 1: Stadtrechtsverleihungen in Hessen 

3. Städtequote und Städtedichte in Hessen 

44% der hessischen Kommunen (186 von 426) sind Städte, in denen 74% 
der Bevölkerung leben (1996: 4,5 von 6 Mio. Ew.). Diese relativ hohen Pro- 
zentwerte sind das Ergebnis der kommunalen Gebietsreform. Sie wurde - 
mit Ausnahme der 1979 aufgelösten Stadt Lahn - zwischen 1969 und 1977 
durchgeführt und reduzierte einerseits die Zahl der selbständigen Gemein- 
den drastisch. Unmittelbar vor der Gebietsreform gab es in Hessen 2.680 
Gemeinden, davon 157 Städte (Hess. Minister des Innern 1977, S. 69), d.h. 
die Städtequote betrug nicht 44%, sondern lediglich 6%. Andererseits er- 
hielten im Zuge oder im Gefolge der Gebietsreform 28 neu entstandene 
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Großgemeinden die Bezeichnung Stadt, wie z.B. Aßlar (1978), Karben 
(1 970), Pohlheim (1 974), Rödermark (1 980), Rodgau (1 979), Taunusstein 
(1971) und Vellrnar (1975), oder sie ließen sich frühere Stadtrechte eines 
Ortsteils bestätigen und auf die neue Kommune übertragen, so u.a. Breuberg 
(197 I), Diemelstadt (1970), Lichtenfels (1 97 I), Linden (1977), Maintal 
(1974), Niddatal (1970) und Rosbach v.d.H. (1970). Die kommunale Ge- 
bietsreform hat letztlich eine (wundersame) statistische Verstädterung Hes- 
sens bewirkt, die aus geographischer Sicht keineswegs der Realität ent- 
spricht (s. Kap. 5). 

Entstehung und Entwicklung, derzeitige GröBe, Bedeutung, Struktur und 
Funktion der hessischen Städte können nur mit Hilfe eines multikausal wir- 
kenden Faktorenbündels erklärt werden. Dieses ist zudem raum-zeitlichen 
Veränderungen unterworfen. Das Ergebnis ist u.a. eine räumlich differen- 
zierte Städtedichte. Die Städtedichte wird als Quotient aus Kreisfläche und 
Anzahl der Städte pro Kreis berechnet und gibt an, auf wieviel qkm eine 
Stadt entfäilt. Je kleiner dieser Wert ist, umso grökr ist die Städtedichte. Im 
Landesdurchschnitt kommt eine Stadt auf 1 14 qkm (Stand: 1996). Zum Ver- 
gleich: 1956 betrug der entsprechende Wert 134 (Schlee 1959, S. 21). 

Die südhessischen Landkreise des Regierungsbezirks Darmstadt weisen 
die höchste Städtedichte auf und liegen zum größten Teil deutlich über dem 
Durchschnitt des Landes Hessen. Die Werte betragen für den Main-Taunus- 
Kreis 25, für den Landkreis Offenbach 36, für den Hochtaunuskreis 69, für 
den Landkreis Bergs* 72, für den Landkreis Darmstadt-Dieburg 73, Air 
den Landkreis Groß-Gerau 75 und für den Wetteraukreis 85. Eine relativ 
niedrige, z.T.unter dem Landesdurchschnitt liegende Städtedichte findet 
man irn Rheingau-Taunus- (102), im Odenwald- (125) und im Main-Kinzig- 
Kreis (127), in Landkreisen also, die beträchtliche Anteile an früher ver- 
gleichsweise siedlungs- und wirtschaftsfeindlichen Mittelgebirgen umfas- 
sen (Taunus, Odenwald, Vogelsberg, Spessart). 

In den mittel- und nordhessischen Landkreisen, die teilweise periphere 
und oft auch edaphisch benachteiligte Räume umfassen, liegt die Städte- 
dichte in allen Fällen (außer im Landkreis Gießen: 86) unter dem hessischen 
Durchschnitt. Sie beträgt im Landkreis Kassel, der von der Wirtschaftszen- 
traiität dieser Stadt profitiert, 118, im Wem-Meißner- 128, im Lahn-Dill- 
133, im Schwalm-Eder-Kreis 140, in den Landkreisen Marburg-Biedenkopf 
und Waldeck-Frankenberg 140 bzw. 142, im Vogelsbergkreis 146 und im 
Landkreis Limburg-Weilburg 148. Extremwerte erreichen die Landkreise 
Hersfeld-Rotenburg und Fulda, in denen auf 274 bzw. 345 qkm jeweils nur 
eine Stadt entfällt (alle Werte berechnet nach: Hess. Statist. Landesamt 
1997a). 

Folgende Hauptfaktoren wirken zusammen und erklären diese räumli- 
chen Unterschiede in ihren Grundzügen: 

Erstens sind es geographische Faktoren. So zeichnen sich die nördliche 
Oberrhein-Ebene, das Rhein-Main-Tiefland einschließlich der Wetterau und 
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die Beckenlandscbn Nordhessens im Gegensatz zu den höheren Lagen 
L der Mittelgebirge durch eine gröBere Städtedichte aus. Alte Femhandels- 

stra6en sowie die den Fiußtälern folgenden überregional bedeutsamen neu- 
zeitlichen Straßen- und Eisenbahnverbindungen sind ebenfalls bevorzugte 
Leitlinien von Städten. Zweitens werden die geographischen Rahmenbedin- 
gungen überlagert und modifiziert von historischen Faktoren. Im Nordosten 
des Landes hat das Ringen um die Vorherrschaft zwischen den Landgrafen 

I 

von Thüringen bzw. Hessen und den Erzbischöfen von Mainz, im Nordwe- 
sten bzw. Westen zwischen den Grafen von Nassau und dem Erzbistum Tner 
sowie in Südhessen zwischen dem Mainzer Erzbischof und den Pfalzgrafen 
zur Gründung von zahlreichen Städten geführt. In Nordhessen waren dies zu 
einem erheblichen Teil Klein- und Zwergstädte. Hinzu trat hessenweit eine 
Vielzahl von kleineren Dynasten, die aus territorialpolitischen und wirt- 
schaftlichen Erwägungen neben ihrer Residenzstadt meist eine oder mehre- 
re Städte gründeten. Drittens spielt der Indusbnalisierungsprozeß des 19.120. 
Jahrhunderts und seine Folgen eine wichtige Rolle. Ob die bis Mitte des 19. 
Jahrhunderts bestehenden Städte eine dynamische Bevölkemgszunahme 
und wirtschaftliche Entfaltung erfuhren, stagnierten oder sogar in eine re- 
zessive Entwicklung verfielen (vgl. Abb. 2), hängt wesentlich von ihrer geo- 
graphischen Lage ab. Fast alle südhessischen Städte prosperierten, indem sie 
von der ständig wachsenden Verkehrs- und Wirtschaftszentralität des 
Gn,Braums Frankfurt profitierten. Hinzu kamen zahlreiche neue Städte, die 
ihre Entstehung den Suburbanisiemgserscheinungen seit Ende der 1950er 
Jahre verdanken. Demgegenüber geriet der überwiegende Teil der nordhes- 
sischen Städte zunehmend ins Abseits, vor allem dann, wenn sie keinen Ei- 
senbahnanschluß erhielten oder nur durch Nebenstrecken angebunden 
waren. Die Entwicklung der einzigen nordhessischen Großstadt Kassel 
wurde außerdem von 1945 bis 1990 durch die deutsche Teilung gehemmt, 
durch die sie von ihrem thüringischen Hinterland abgetrennt wurde (vgl. De- 
rnandt 1980, Pletsch 1989, Struck 1957). 
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Abb. 2: Bevöke~ngsentwicklung in den hessischen Stadten 1 834- 191 0 
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Tab. 2: Hessische Gemeinden und Städte nach EinwohnergröBe 1996 

Gemeinden 
'Einwohner insgesamt darunter Stäctte Anteil Sp. 3 

abs. (Oh) abs. % von sp. 1 
(1) (2) (3) (4) (5) , 

I 

Landstädte 
unter 5.000 108 25,4 20 10,8 18,5 

MitteMdk 
20.000bis unter 50.000 44 10,3 44 23,7 

50.000 bis unter 100.000 7 1,6 7 3,7 

über 500.000 1 0,2 1 0,5 

S ~ m m e  426 100,O 186 100,O 
Berechnet nach: Hess. Statist. Landesamt 1997a 

4.2 Anteil der Einpersonenhaushalte 

Der Anteil von Einpersonenhaushalten betrug nach den Ergebnissen der 
Volkszählung des Jahres 1987 (neuere Daten liegen nicht vor) im Landes- 
durchschnitt 24,796, in den Städten lag er bei 26,8%. Diese geringe Diffe- 

:a 
renz von 2% erklärt sich einerseits durch die niedrigen Werte in 75 meist 
einwohnerschwachen Stadttitel-Gemeinden, Kommunen also, die keine 
Städte im geographischen Sinne sind (s. Kap. 5). Zum anderen spielen Ein- 
gemeindungen von ehemals selbständigen Umland-Gemeinden eine Rolle. 
Hier dominieren Mehrpersonenhaushalte, also meist Familien mit Kindern, 
die im Zuge der Kem-Rand-(Stadt-Umland-)Wandening dorthin gezogen 
waren. 
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Abb. 3: Hessische Städte nach EinwohneqrtiBe 19% 
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Die Höhe des Anteils der Einpersonenhaushalte steigt generell mit zu- 
nehmender Einwohnerzahl und hängt außerdem von den jeweils dominan- 
ten städtischen Strukturen und Funktionen in Verbindung mit der vorhan- 
denen Bausubstanz ab. Zu hohen Prozentsätzen von Einpersonenhaushal- 
ten tragen erstens ledige, verwitwete und geschiedene Deutsche, zweitens 
Ausländer und drittens Studierende bei. In jüngerer Zeit kommt eine wei- 
tere Gruppe hinzu, die man als ,,Yuppiesu bezeichnet (young urban profes- 
sionals), also jüngere, gut verdienende Singles, die in aufwendig sanierten 
oder neu errichteten Stadtwohnungen leben. Sie arbeiten meist im Dienst- 
leistungssektor in der City bzw. Innenstadt und nutzen bevorzugt die dorti- 
gen Einkaufs- und Freizeitmöglichkeiten (Discos, Theater, Kinos, Speise- 
lokale). 

Sortiert man die hessischen Städte nach dem Anteil der Einpersonen- 
haushalte an allen Haushalten, so liegen die Studentenstädte Marburg 
(56%) und Gießen (5 1%) an der Spitze. Es folgen die Großstädte Frankfurt 
(49%), Darrnstadt (46%), Kassel (44%) und Offenbach (42%). Von den 
nachfolgenden 32 Städten sind 11, d.h. mehr als ein Drittel, Kur-Bäder- 
städte, die u.a. bevorzugte Zuwanderungsziele von älteren, alleinstehenden 
Personen sind und jeweils über 3 1% an Einpersonenhaushalten aufweisen 
(2.B. Bad Nauheim 39%, Bad Wildungen 3695, Bad Orb 35%). Unter- 
durchschnittliche Werte findet man fast ausschließlich in Landstädten mit 
weniger als 5.000 Ew. (z.B. Rosenthal: 1.977 Ew., 13% Einpersonenhaus- 
halte; Kirtorf: 3.278 Ew., 15%; Grebenau: 2.781 Ew., 16%; Ulrichstein: 
3.133 Ew., 17%; Stand: 1987). 

4 3  Bevölkerungsdichte 

Eine Stadt wird dadurch charakterisiert, da6 viele Menschen auf engem 
Raum leben. Physiognomisch macht sich dies in einem recht kompakten 
Siedlungskörper, einer stark verdichteten Bebauung, einem hohen Anteil an . mehrgeschossigen Gebäuden und zahlreichen Hochhäusern bemerkbar. 

Das in diesem Zusammenhang am häufigsten verwendete Maß zur ver- 
gleichenden Kennzeichnung von Städten ist die Bevölkerungsdichte (= 
Zahl der Einwohner bezogen auf die Fläche der städtischen Gemarkung). 
Sie ist leicht zu berechnen, stellt aber eine sehr komplexe und daher nur 
schwer zu interpretierende Meßgröße dar. Sie ergibt sich letztlich aus dem 
Zusammenspiel des Anteils der Nettowohnbebauung (ohne Straßen, 
Grünflächen usw.) an der Stadtfläche, den Geschoßflächenzahlen (über- 
baute Fläche multipliziert mit der Zahl der Geschosse und dividiert durch 
die Parzellengröße), der Wohnungsziffer (Zahl der Wohnungen pro 
Haus), der Wohnungsbelegung (durchschnittliche Zahl der Personen pro 
Wohnung) und vor allem der oft zufallsbedingten Größe der Stadtgemar- 
kung . 
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genommen. Seither hat ein umfangreicher, nach Branchen und Standorten 
differenzierkr Arbeitsplatzabbau im Sekundären Sektor stattgefunden, so 
daB die 1987er Werte 2.T. völlig veraltet sind. Deshalb wird an dieser Steile 
die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (Stand: 1996) be- 
nutzt. Sie werden der Gemeinde zugeordnet, in der der Betrieb liegt, in dem 
sie beschäftigt sind. Dazu gehören alle Arbeiter, Angestellten und Auszubil- 
denden, nicht jedoch Selbständige, Beamte, mithelfende Familienangehöri- 
ge und sog. geringfügig Beschäftigte. Nach den Ergebnissen des Mikrozen- 
sus des Jahres 1994 stellen die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
einen Anteil von durchschnittlich 80% an d e n  Erwerbstätigen, wobei die- 
jenigen des Sekundären Sektors zu über W%, solche des Tertiären Sektors 
zu etwa zwei Dritteln erfaßt sein dürften (vgl. Hess. Statist. Landesamt 
1997b). 

Die Arbeitsstätten der Beschäftigten des Sekundären und Tertiären Sek- 
tors befinden sich vorzugsweise in den Städten. Hier leben 74% der hessi- 
schen Bevöke~ng (4.462.559 von 6.027.284) und sind 82% der Beschäf- 
tigten des Sekundären (636.914 von 776.925) sowie 90% derjenigen des 
Tertiären Sektors (1.198.365 von 1.333.883) konzentriert. 

Die mit Abstand meisten Beschäftigten im Sekundären Sektor weist 
Frankfurt auf (103.375). Deutlich über dem arithmetischen Mittel der in 
allen 186 Städten Beschäftigten dieses Wutschaftssektors (3.424) liegen die 
Großstädte (17.-27.000) und die Mittelstädte mit einer diversinzierten Bran- 
chenstruktur (5.-16.000). Sehr hohe Absolutwerte findet man auch in Städ- 
ten, die Standorte eines größeren undIoder mehrerer kleinerer Industriebe- 
triebe sind, wie z.B. Rüsselsheim (27.649 Beschäftigte, v.a. im Opelwerk), 
Baunatal (16.606, v.a. im VW-Werk) und in Stadtallendorf (7.632, v.a. in 
ehemaligen Heimatvertriebenen-Betrieben und in einem Zweigwerk von 
Ferrero). Am Ende der Skala rangieren überwiegend peripher gelegene 
nord-, etliche mittel- und wenige südhessische Land- und Kieinstädte mit je- 
weils weniger als 500 Beschäftigten, u.a. Schwarzenbom (51), R o d  
(134), Kirtorf (164), Niedenstein (166), Ulrichstein (166), Allendorf/Lda. 
(168) und Amöneburg (174). 

Zahl und Anteil der Beschäftigten im Tertiären Wutschaftssektor spielen 
in allen geographischen Stadtdefintionen eine herausragende Rolle. Die 
Stellung von Frankfurt ist noch dominanter als im Sekundären Sektor. 30% 
(354.223) d e r  in hessischen Städten im Tertiären Sektor Beschäftigten ar- 
beiten in dieser Stadt. Ansonsten gelten im wesentlichen die gleichen Aus- 
sagen wie für den Sekundären Sektor. Der Abstand von Wiesbaden (88.822) 
zu Frankfurt einerseits und zu Kassel (67.524) andererseits ist de facto klei- 
ner bzw. größer, da die in der Landeshauptstadt beschäftigten Beamten nicht 
zu den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zählen (S.O.). Eschbom 
mit 19.000 Ew. und 18.000 Beschäftigten im Tertiären Sektor rückt weit 
nach vome, da hier praktisch nichts produziert wird, sondern fast aussch- 
ließlich Dienstleistungen erbracht und Waren verteilt werden. Am Schluß 
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der lbngbte finden sich aus belraMtea CMnden wiabum die StWe 
S c h n b a t n  (29 Bosc-L Rmcmthd (B), K b r f  (146), ULrichsth 
(1491, Liebenau (159) und Romrod (160). 

Die Einwohner-Arbeitsplatz-Dichte (EAD) stellt einen weiteren Indi- 
kator dar, mit dessen Hilfe man Städte von nichtstädtischen Siedlungen ab- 
grenzen kann. Sie wird ermittelt als die Summe von Einwohnern und Ar- 
beitsplätzen pro qkm. Die Art der Berechnung bewirkt, da0 alle Personen, 
die in der Stadt wohnen und M Sekundären und Tertiären Sektor arbeiten, 
doppelt, die Ein- und Auspendler nur einfach gezählt werden. Üblicher- 
weise wird die EAD zur Abgrenzung von Stadtregionen und Agglomerati- 
onsräumen benutzt. In unserem Fall stellt sie eine Ergänzung zu den Merk- 
malen Bevölkerungsdichte (s. Kap. 4.3) und Ausstattung mit zentralen Ein- 
richtungen (s. Kap. 4.6) dar, da bei der Einstufung einer Siedlung als zen- 
traler Ort der Sekundäre Sektor völlig unberücksichtigt bleibt. Es gehört 
aber auch zum Wesen einer Stadt, da0 dort Arbeitsplätze und Einrichtun- 
gen von Industrie, verarbeitendem Gewerbe und Baugewerbe konzenhiert 
sind. 

Als Schwellenwert für die Abgrenzung von Kemgebieten in Stadtregio- 
nen gilt eine EAD von 600 und mehr. Das arithmetische Mittel Air alle hes- 
sischen Städte beträgt 603 (Stand: 1987), entspricht also fast genau diesem 
Wert. Die Spitzenpositionen nehmen Frankfurt (4.742) und Offenbach 
(3.714) ein. Mit Werten von über 1000 liegen die übrigen Grob und fast alle 
grökren Mittelstädte M Vorderfeld. Sehr hohe EADs erreichen auch einige 
Kleinstädte, und zwar v.a. aufgrund ihrer geringen Gemarkungsgröße, wie 
z.B. Schwalbach am Taunus (EAD: 3.325lEw.: 14.570/Fläche: 6 qkm) auf 
dem dritten und SteinbachiTs. (2.852/9.769/4) auf dem sechsten Rang. 

Lediglich 57 Städte (=3 1%) liegen iiber dem Durchschnitt, davon nur drei 
nordhessische, nämlich Kassel (2.888), Vellmar (1.409) und Baunatal 
(1.295). Im Schldkixittel mit einer EAD von unter 200 finden sich zum über- 
wiegenden Teil die nordhessischen (Klein-)Städte. Durch extrem niedrige 
Werte fallen einwohner- und wirtschaftsschwache Landstädte auf, die auch 
in anderem Zusammenhang schon genannt wurden: Rosenthal (EAD: 47), 
Kirtorf (48), Lichtenfels (52), Schwarzenborn (53, Ulrichstein (56) und 
R o d  (62). 

4.6 Städte als zentrale Orte 

Eine Stadt zeichnet sich traditionell dadurch aus, da6 sie eine gewisse 
Zentralität bzw. einen Bedeutungsüberschuß besitzt. Die Stadt als zentra- 
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zweiten Gruppe handelt es sich umStädte, die ihre durch e r e  territo- 
rialpolitischeVdtnisse erkl&bare zentralörtliche Funktion und Bedeu- 
tung zum überwiegenden Teil bis heute bewahren konnten. Beispiele aus 
Miäelhessen sind Laubach,Gr@nberg, Gladenbach, Herboni, Kirchhah, 
Butzbach und Ni& Allen als MittelZentren eingestuften Städten ist ge- 
mei- da6 sie die Bevölkerung ihrer Einaigsbereiche mit Güteni und 
Dienstleistungen des rnittelfiistigen bzw. periodischen, gehobenen Be- 
darfs versorgen. In ihnen befinden sich neben einem breiten Angebot des 
-1s und der privaten D i d e i s m g a n  (Fachärzte, Rechtsan- 
wate usw.) auch öffentliche infmstruktweidchtungen in den Bereichen 
Schub (Gynmasim), Kmnkenbaus, SoziaWrwrge und Sport. 
Die Regionalen R a ~ u n g s p l ä n e  für Süd- bxw. No&essen weisen 
insgesamt 40 Stättte als.Mittehtren im Verdichtungsraum aus. A u k  
B a u d  und Vellmar liegen sie alle in Stfdt?cassen. Sie sind durch Subur- 
banisierungserscheinungen in den Verdichäiagsiiumen Rhein-Main und 
Unterer Neckar (M-udwlwen) entstanden. Unter Suburba- 
nisierung versteht man hier die Verlagern von Bev€iikerung, .wkmdär- 
und terti&m&scWchen Arbeitspliitzen vor d e m  aus den Grdbtäd- 
ten dieser beiden Verdichtungsräume an den südlichen Taiuumd,  in 
das hessische Ried, in den Bereich d a  ehemaligen Reichsforstm Drei- 
eich und in Ibwibereiche des \O@waldes; nig li$it&lue~tFen im Ver- 
dichtungsraum unterscheiden sich b e m c h  ihrer &Wör&licben Aus- 
stattung, Einwohnerzahl usw, nicht von den voqpmmten , , n ~ e n b '  
Mittehntreo. Aiierdings veriügen sie über keinen eigenen Einmgsbe- 
reich, da sie vollkommen im Einzugsgebiet der Oberzentren Frankfurt, 
Offen- W~esbaden, M- Mannheim, Ludwigshafen, Wonns bzw. 
Kassel liegen. 
Hessenweit gibt es fiinf teiKimktionde Mittelzeotren @adamr, Bad 
Cansberg, Hungen, Lich und Schlitz), die sich aufgrund ihrer zentralört- 
liehen Ausstattung und Bedeutung für ihr Umland sowie ihrer Einwohn- 
erzahl (10.-14.000) aus der Masse der Städt~ dernächst niedrigeren Stufe, 
den Untenentren, herausheben. Freilich fehlt ihnen die gesamte Breite 
der Einmichtnngeneines voiiausgestatteten Mittelzentnuns. 
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Abb. 4: Hessische Städte nach Zentralitätssnife 1995 
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Unter- bzw. KleinZentren versorgen dieBev6lkerung eines relativ kleinen 4 

Nahbereichs mit Giitemund Dienstleistungen des täglichen bis maximal- .? 

mittelfristigen Grundbedarfs. Dazu gehören u.a.Ehlhandelsgeschiifte, 
Handwerksbetriebe,Dienstleistungen Air den nichtspezialisierten B s  
darf,Postamt, Kommunalverwaltung, Allgemeinärzte, Apotheke,Schule 
mit Grund- und Mittelstufe. Es handelt sich in denmeisten Fällen um die 
Verwaltungssitze yon Großgemeinden.Soweit die Unter-1KieinZentren 
Stadtrechte besitzen,lassen sich zwei Gruppen unterscheiden. Einerseits 
sindes alte Kleinstädte und Marktorie vor d e m  im IändlichenRaum Nord- 
hessens, aber auch im Vogelsberg und 0denwald.Ihnen wurde iiberwie- 
gend im 13 J14. Jahrhundert dasStadtrecht verliehen. Alierdings stagnie- 
ren sie aufgrundhx peripheren Lage zu den Hauptverkebrslinienjnsbe- 
sondere zu den seit der 2. Hälfte des 19.Jahrhundert.s immer wichtiger 
werdenden Eisenbahnstrecken.Als Beispiele sind zu nennen: Herbstein 
(5.284EwJStadtrecht: 1325), Uirichstein (3.36711 347),Rauschberg 
(4.9 1311266), Lindenfels (5.32 111 336). Zurzweiten Gruppe g e h ö ~ n  junge 
Gioßgemeinden, die im Zugeder Gebietsreform vor etwa 25 Jahren ent- 
standen sind unddenen aufgrund ihrer Einwohnenahl u n d W v t s c ~ -  
struktur vom Hessischen Innenministerium derStadttite1 nierkannt wurde, 
wie z.B. Pohlheim (17.037Ew.lStadtrecht: 1974), ABlar (1 3.942/1978), 
Solms (13.60811978). 

5. Stadtfunktions-Siedlungen und Stadtitel-Gemeinden 

Städte im geographischen Sinne, die man auch als Stadtfunktions-Siedlun- 
gen bezeichnen kann (vgl. Gorki 1974), sind nur jene 11 1 hessischen Kom- 
munen, die in der Hierarchie der zentralen Orte vom Oberzentrum bis zum 
teilfuktionalen Mittehntrum reichen. Die 75 Unter- und KleinZentren mit 
Stadtrechten sind reine Stadttitel-Gemeinden, auf die nahezu alle einleitend 
(s. Kap. 2) genannten Merkmale, die eine Stadt aus Sicht der Geographie er- 
füllen sollte, nicht oder nur in Ausnahmefällen zutreffen (s. Abb. 5). Daß die 
Grenze an dieser Stelle zu ziehen ist, wurde in einer großangelegten empiri- 
schen Untersuchung aller zentralen Orte und ihrer Einzugsbereiche in der 
Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1966-1%8 eindrucksvoll belegt 
(Kluczka 1970). 
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z.B., daß die Stadtteile Wieseck und Klein-Linden zur Kernstadt zählen, die 
,,Stadtteilebb Allendorf, Lützellinden und Rödgen hingegen nicht. 

6. Rangfolge hessischer Städte 

Um eine Rangfolge der hessischen Städte aus geographischer Sicht zu er- 
mitteln, wurde für jedes der in Kap. 4 analysierten demographischen, so- 
zioökonomischen, strukturellen und funktionalen Merkmale (Bevöl- ke- 
rungszahl, Anteil der Einpersonenhaushalte, Bevölkerungsdichte, Zahl der 
Beschäftigten im Sekundären und Tertiären Sektor, Einwohner-Arbeits- 
platz-Dichte) das arithmetische Mittel berechnet. AnschlieBend wurden je- 
weils sieben Klassen gebildet - eine im Bereich des Mittelwertes und jeweils 
drei ober- bzw. unterhalb des Mittelwertes - und mit Punkten belegt. Die 
Spannweite reicht von 7 Punkte für ,,sehr stark überdurchschnittlich" bis zu 
1 Punkt für ,,sehr stark unterdurchschnittlich". Bei dem qualitativen Merk- 
mal ,,Zentralitätb' erhielt ein Oberzentrum 7 Punkte und ein Kleinzentrum 1 
Punkt. Jede Stadt konnte also insgesamt höchstens 49 und mindestens 7 
Punkte erreichen. Dieses Verfahren ist sicher sehr schematisch und bedarf 
noch der Verfeinerung, es erlaubt jedoch eine grobe Kategorisierung und 
Rangordnung der hessischen Städte (s. Tab. 3). 

Wie nicht anders zu erwarten war, rangiert Frankfurt mit der höchsten 
Punktzahl (49) an der Spitze. Danach folgen mit jeweils mehr als 40 Punk- 
ten die übrigen kreisfreien Städte und auf Platz 6 Gießen, knapp vor dem 
einwohnerstärkeren Hanau. Bei der weiteren Reihenfolge fällt auf, da6 im 
Vorderfeld insbesondere die südhessischen Städte zu finden sind. Auf den 
ersten 40 Plätzen liegen d e i n  31 (=78%) aus dieser Region. Die sehr sche- 
matische Punktvergabe, bei der die teilweise extrem hohen Einzelwerte von 
Frankfurt nicht besonders ,,belohntbb werden, führt dazu, da6 der Vorsprung 
dieser Stadt relativ klein ausfällt. 

Geht man in den hinteren Bereich der Rangliste, so dominieren die nord- 
hessischen, teilweise auch die mittelhessischen Städte. Die Gründe wurden 
in den Kap. 4.1 bis 4.6 bereits genannt. 

Die Unterscheidung zwischen Stadttitel-Gemeinden und Stadtfunktions- 
Siedlungen und die Entscheidung, Unter- und Kleinzentren nicht zu den 
Städten im geographischen Sinne zu zählen, wird durch die Punktrangliste 
in Tab. 3 im wesentlichen bestätigt. Auf den Plätzen 1 bis 82 gibt es nur drei 
Städte, die als Unter- oder Kleinzentren fungieren: Raunheim, Steinbach 
i.T. und Linden. Diese Städte erreichen ihre überdurchschnittlichen Punkt- 
zahlen aufgrund von Sonderfaktoren. Raunheim und Steinbach durch ihre 
geringe Gemarkungsgrök (13 bzw. 4 qkm) in Verbindung mit einer relativ 
hohen Zahl von Arbeitsplätzen im Sekundären und Tertiären Sektor. Für 
Linden (23 qkm Fläche) gilt dies in eingeschränkter Form. Hier wird die 
~u&ahl durch einen studentenbedingten höheren Anteil von Einperso- 

MOHG NF 83 (1998) 



nenhaushalten nach oben gedrückt. Auf der anderen Seite werden die 
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Tab. 3: Rangfolge hessischer Städte aufgnuid geographischer Kriterien 
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Fortsetzung von Tab. 3 
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